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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

des Entwurfs der Verordnung des Landkeises Gifhorn über das 
Überschwemmungsgebiet des Allerkanals mit Nebengewässern im Landkreis Gifhorn 

und der Stadt Wolfsburg 
 
Der Landkreis Gifhorn beabsichtigt, für den Allerkanal mit Nebengewässern im Gebiet des 
Landkreises Gifhorn und der Stadt Wolfsburg gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz und 
§ 115 Niedersächsisches Wassergesetz ein Überschwemmungsgebiet durch Verordnung 
festzusetzen. 
 
Der Entwurf der Verordnung einschließlich der kartenmäßigen Darstellung im Maßstab 
1 : 5.000 wird für einen Monat, und zwar vom 20.06.2012 bis zum 20.07.2012 während der 
Dienstzeiten beim Landkreis Gifhorn, Kreishaus II, Untere Wasserbehörde, Schlossplatz 1, 
38518 Gifhorn, Zimmer 202, zur Einsicht ausgelegt.  
 
Der Verordnungsentwurf wird im gleichen Zeitraum auch bei den Samtgemeinden Boldecker 
Land, Isenbüttel, Meinersen und Papenteich, den Gemeinden Sassenburg, Weyhausen, 
Calberlah, Isenbüttel, Ribbesbüttel, Wasbüttel, Leiferde, Adenbüttel, Meine und Rötgesbüttel 
sowie den Städten Gifhorn und Wolfsburg öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer dieser 
öffentlichen Auslegung werden die Samtgemeinden, Gemeinden und Städte vorher 
gesondert ortsüblich bekannt machen. 
 
Jeder, dessen Belange durch die Ausweisung des Überschwemmungsgebietes berührt 
werden, kann bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landkreis Gifhorn, den Samtgemeinden Boldecker Land, Isenbüttel, 
Meinersen und Papenteich, den Gemeinden Sassenburg, Weyhausen, Calberlah, Isenbüttel, 
Ribbesbüttel, Wasbüttel, Leiferde, Adenbüttel, Meine und Rötgesbüttel sowie den Städten 
Gifhorn und Wolfsburg Einwendungen erheben (Einwendungsfrist). Später eingereichte 
Einwendungen können in diesem Verfahren unberücksichtigt bleiben. 
 
Zur mündlichen Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen wird gleichzeitig ein 
Termin auf Donnerstag, den 25.10.2012, 10.00 Uhr im Großen Sitzungszimmer im Schloss 
des Landkreises Gifhorn, Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, anberaumt. Er dient dazu, die 
rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erörtern. Er soll denjenigen, die Einwendungen 
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die Einwendungen 
werden auch dann erläutert, wenn die Personen, die Einwendungen erhoben haben, zu 
diesem Erörterungstermin nicht erscheinen. 
 
Dieser Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
Gifhorn, den 30.04.2012 
 
Landkreis Gifhorn 
Fachbereich 9 – Umwelt 
Untere Wasserbehörde 
AZ 6630-13/7 
 
Marion Lau 
Landrätin 
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B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 

I. 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
der Stadt Wittingen für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Stadt Wittingen in der Sitzung am 22.03.2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  14.660.700 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  14.660.700 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 75.100 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  75.100 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  12.781.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  12.404.500 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  1.332.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  2.843.300 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.837.300 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  725.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  15.950.500 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  15.973.000 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.511.300 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 349.600 Euro festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.300.000 Euro 
festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 365 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 355 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 
Wittingen, 22. März 2012  
 
Ridder 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 und § 119 Abs. 4 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 21.05.2012 unter 
dem Az. 111-09-02/2-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06.2012 bis einschl. 
12.06.2012 zur Einsichtnahme im Rathaus öffentlich aus. 
 
Wittingen, den 25.05.2012 
 
Ridder 
Bürgermeister 
 

H a u p t s a t z u n g 

der Gemeinde Osloß, Landkreis Gifhorn 
 

 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 hat der Rat der Gemeinde Osloß in seiner Sitzung am 
20.01.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 – Name 
 
(1)  Die Gemeinde führt den Namen „Osloß“. 
 
(2)  Sie gehört der Samtgemeinde Boldecker Land. 
 
 

§ 2 – Wappen und Siegel 
 

(1) Das Wappen der Gemeinde Osloß ist dreigeteilt: Braune Mühle auf gelbem Grund, 
weißer Storch auf grünem Grund, Aller-Symbolik – dunkelblau auf hellblauem Grund. 
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(2) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält die Umschrift „Gemeinde Osloß, Landkreis 
Gifhorn“. 

 
(3) Eine Verwendung des Wappens und Namens zu nicht behördlichen Zwecken ist nur mit 

Genehmigung der Gemeinde zulässig. 
 
 

§ 3 – Wertgrenzen für Ratsaufgaben 
 

(1) Die Festlegung privater Entgelte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches 
Aufkommen den Betrag von 1.000,00 Euro übersteigt, beschließt der Gemeinderat. 

 
(2) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Gemeinderat, 

wenn der Vermögenswert 2.000,00 Euro übersteigt. Der Verwaltungsausschuss 
entscheidet, wenn der Vermögenswert  1.000,00 Euro übersteigt 

 
(3) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG beschließt der Gemeinderat, 

wenn der Vermögenswert 1.000,00 Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte 
der laufenden Verwaltung handelt.   

 
(4) Entscheidungen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 18 NKomVG, deren Vermögenswert hinsichtlich 

des betroffenen Stiftungsvermögens in Höhe von 1.000,00 Euro übersteigt, beschließt 
der Gemeinderat. 

 
(5) Über Verträge der Gemeinde nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG beschließt der 

Gemeinderat, es sei denn, dass es sich um Verträge aufgrund einer förmlichen 
Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren 
Vermögenswert  1.000,00 Euro nicht übersteigt. 

 
(6) Über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen mit einem Wert von über 100,00 Euro bis zu höchstens 2.000,00 Euro 
entscheidet der Verwaltungsausschuss. 

 
(7) Der Gemeinderat beschließt Richtlinien für die Geschäfte der laufenden Verwaltung.  

 
 

§ 4 – Verwaltungsausschuss 
 

Jedes Ratsmitglied ist berechtigt an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses als 
Zuhörer teilzunehmen,  § 41 NKomVG gilt entsprechend. 
 
 

§ 5 – Vertreter des Bürgermeisters  
 
Der Bürgermeister wird in den Angelegenheiten nach § 81 Abs. 2 Satz 1 NKomVG und dem 
Vorsitz im Rat durch den/die stellvertretende/n Bürgermeister/in vertreten.   
 
 

§ 6 – Einwohnerversammlungen 
 

(1) Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner in öffentlichen Sitzungen des 
Rates, über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde. 

 
(2) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen für die 

Gemeinde rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Gemeinde. Dabei haben die 
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Einwohner Gelegenheit zu Fragen und zur Meinungsäußerung und Anspruch auf 
Erörterung. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 8 
mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren 
bleiben unberührt. 

 
 

§ 7 – Beschwerden an den Rat    
 

(1) Werden schriftliche Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von 
mehreren Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine 
Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf  
Antragstellern können bis zu zwei Vertreter benannt werden. 

 
(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 

nicht entsprochen ist.  
 
(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Osloß zum 

Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss vom 
Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies 
gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben     
(z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die 

guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss 
ohne Beratung zurückzuweisen. 

 
(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren 

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder 
Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides 
ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues 
Sachvorbringen enthält. 

 
(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss 

übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG 
ausschließlich zuständig ist. Der Gemeinderat und der Verwaltungsausschuss können 
Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse 
überweisen. 

 
§ 8 – Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen und Verordnungen werden im Amtsblatt für den Landkreis Gifhorn verkündet 

bzw. bekannt gemacht. 
 
(2) Sonstige Bekanntmachungen werden in den Aushangkästen der Gemeinde Osloß am 

Gemeindebüro, Mühlenweg 50 veröffentlicht. 
 
(3) Auf Bekanntmachungen nach Abs. 1 wird nachrichtlich in den Aushangkästen der 

Gemeinde hingewiesen. 
 

§ 9 – Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 
 

Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen 
oder Veröffentlichungen der Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im 
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amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder männlichen 
Sprachform verwendet. 

 
§ 10 – Inkrafttreten der Hauptsatzung 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 01.11.2011 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 01.11.2006, zuletzt geändert am 10.01.2007, 

außer Kraft. 
 
Osloß, 20.01.2012 
 
Jens Dürkop     (L. S.) 
Bürgermeister 
_________________________________________________________________________ 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Samtgemeinde Brome für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Samtgemeinde Brome in der Sitzung am 22. März 2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 10.121.500 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 10.121.500 EUR 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 10.000 EUR 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf 10.000 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 9.743.600 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 9.085.500 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 287.800 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 1.124.700 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 289.300 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 10.031.400 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 10.499.500 EUR 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigung wird auf 510.100 EUR festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.600.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz für die Samtgemeinde wird nach den Bemessungsgrundlagen der 
Kreisumlage auf 46,989 v. H. festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 5.000 EUR 
festgesetzt. 
 
Brome, den 22. März 2012 
 

Samtgemeinde Brome 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) erforderliche 
Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 25.05.2012 - AZ 111-09-02/5-1 - erteilt 
worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
 
Brome, den 29.05.2012 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister 
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I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Gemeinde Bergfeld für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Bergfeld in der Sitzung am 03.05.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 499.400,00 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 499.400,00 EUR 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 500,00 EUR 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 500,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 481.000,00 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 436.000,00 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 102.000,00 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 298.000,00 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 80.800,00 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 663.800,00 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 734.000,00 EUR 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 
80.800 € veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 158.000,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer  
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe  300 v. H. 
     (Grundsteuer A) 
 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 330 v. H.  
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 
1.000,00 EUR festgesetzt. 
 
Bergfeld, den 03.05.2012 
 

Gemeinde Bergfeld 
 
Düsterhöft 
Bürgermeisterin 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 und § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Gifhorn am 22.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/5-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
 
Bergfeld, den 29.05.2012 
 
Düsterhöft 
Bürgermeisterin 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Gemeinde Parsau für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde  Parsau in der Sitzung am 20.04.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.149.700,00 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.149.700,00 EUR 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 0,00 EUR 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 EUR 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.103,100,00 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 936.400,00 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 123.800,00 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 4.500,00 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 19.600,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.226.900,00 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 960.500,00 EUR 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 315.000,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe  300 V. H. 
     (Grundsteuer A) 
 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 v. H. 
 
2.  Gewerbesteuer 340 v. H.  
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 
1.000,00 EUR festgesetzt. 
 
Parsau, den 20.04.2012 

Gemeinde Parsau 
 
Zeidler 
Bürgermeister 
 

II. 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 22.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/5-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
 
Parsau, den 29.05.2012  
 
Zeidler 
Bürgermeister 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Gemeinde Rühen für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde  Rühen in der Sitzung am 19.04.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.818.300,00 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.912.600,00 EUR 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 400,00 EUR 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf 400,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.627.800,00 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.644.500,00 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 373.600,00 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 480.800,00 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 26.700,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 3.001.400,00 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 3.152.000,00 EUR 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 438.000,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 270 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H.  
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 
1.000,00 EUR festgesetzt. 
 
Rühen, den 19.04.2012 
 

Gemeinde Rühen 
 
Ludwig 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 22.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/5-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
Rühen, den 29.05.2012      
 
Ludwig 
Bürgermeister 
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I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Gemeinde Tiddische für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde  Tiddische in der Sitzung am 16.05.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf        791.700,00 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf       791.700,00 EUR 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf                  0,00 EUR 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf                 0,00 EUR 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    786.700,00 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    744.900,00 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit        48.600,00 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit        70.900,00 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit                0,00 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit                0,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes     835.300,00 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes     815.800,00 EUR 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 131.200,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 



ABL Nr. 5/2012 

274 

1. Grundsteuer  
    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe                 300 V. H. 
       (Grundsteuer A) 
 
    b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)      320 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer         350 v. H.  
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 
1.000,00 EUR festgesetzt. 
 
Tiddische, den 16.05.2012 
 

Gemeinde Tiddische 
 
Bartels 
Bürgermeister 
 

II. 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 29.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/5-1  erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
 
Tiddische, den 30.05.2012 
 
Bartels 
Bürgermeister 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g 
der Gemeinde Tülau für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde  Tülau in der Sitzung am 02.05.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.072.400,00 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.072.400,00 EUR 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 0,00 EUR 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 EUR 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.034,700,00 EUR 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 924.100,00 EUR 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 20.000,00 EUR 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 79.400,00 EUR 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 EUR 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.054.700,00 EUR 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.003.500,00 EUR 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 175.800,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe  350 V. H. 
          (Grundsteuer A) 
 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H.  
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 GemHKVO wird auf 
1.000,00 EUR festgesetzt. 
 
Tülau, den 02.05.2012 
 

Gemeinde Tülau 
 
Lange 
Bürgermeister 
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II. 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 22.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/5-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Servicecenter des 
Rathauses der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 
 
Tülau, den 29.05.2012 
 
Lange 
Bürgermeister 
 

I. 
 

1. HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Dedelstorf für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Dedelstorf in der Sitzung am 15.03.2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird  
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  937.200 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  937.200 Euro 
   
1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  897.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  822.180 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  234.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  480.500 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  1.131.000 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  1.302.680 Euro 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 
 
Dedelstorf, 15.03.2012 
 
Taebel     (L. S.) 
Gemeindedirektor 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Hankensbüttel öffentlich aus. 
 
Dedelstorf, den 29.05.2012 
 
Taebel 
Gemeindedirektor 

 
I. 

 
1. HAUSHALTSSATZUNG 

der Gemeinde Obernholz für das Haushaltsjahr 2012 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Obernholz in der Sitzung am 17. März 2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
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1. im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  544.300 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  544.300 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  537.800 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  477.200 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  24.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  80.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  561.800 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  557.200 Euro 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 90.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 360 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 360 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 
 
 
 



ABL Nr. 5/2012 

279 

Obernholz, 17. März 2012 
 
Rodewald     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 15.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/6-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Hankensbüttel öffentlich aus. 
 
Obernholz, den 25.05.2012 
 
Rodewald 
Bürgermeister 

 
I.  
 

1. HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Steinhorst für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Steinhorst in der Sitzung am 2. April 2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  1.505.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  1.547.000 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.476.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.480.600 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  31.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  54.200 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  2.800 Euro 
 
festgesetzt. 
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Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  1.507.200 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  1.537.600 Euro 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 150.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 370 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
Steinhorst, 2. April 2012 
 
Hasselmann     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Hankensbüttel öffentlich aus. 
Steinhorst, den 30.05.2012 
 
Hasselmann 
Bürgermeister 
 

Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für 
Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich tätige 

Personen in der Samtgemeinde Isenbüttel 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) hat der Rat der Samtgemeinde Isenbüttel in seiner Sitzung am 19.04.2012 
folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied, Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter und sonstige 
ehrenamtliche Tätigkeit für die Samtgemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. 
Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall, Auslagen, Kinderbetreuungsaufwendungen 
und eines Pauschalstundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung besteht im Rahmen 
der Höchstbeträge nach dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen 
dieser Satzung gezahlt. 
 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus 
gezahlt, auch dann, wenn die Empfängerin oder der Empfänger das Amt nur für einen Teil 
des Monats innehat. Ist die Empfängerin oder der Empfänger einer Aufwandsentschädigung 
länger als zwei Monate an der Ausübung ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit 
verhindert, ermäßigt sich ihre oder seine Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate 
hinausgehende Zeit auf 50 %. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält die Vertreterin oder der 
Vertreter 75 % der Aufwandsentschädigung der oder des Vertretenen. Die bisherige 
Aufwandsentschädigung der Vertreterin oder des Vertreters entfällt für diesen Zeitraum. 
Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder einem 
Empfänger einer Aufwandsentschädigung endgültig beendet, so erhält die Vertreterin oder 
der Vertreter vom Beginn des nächsten Kalendermonats die Aufwandsentschädigung in 
voller Höhe. Die bisherige Aufwandsentschädigung der Vertreterin oder des Vertreters 
entfällt von diesem Zeitpunkt an. Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung 
gezahlt. 
 
(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird 
(pauschale Fahrtkostenentschädigung), gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. Ist die 
Empfängerin oder der Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung an der 
Ausübung ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit vorübergehend verhindert, so entfällt 
die pauschale Fahrtkostenentschädigung von Beginn des folgenden und jeden weiteren 
Kalendermonats ihrer oder seiner Verhinderung. Für den gleichen Zeitraum erhält die 
Vertreterin oder der Vertreter die pauschale Fahrtkostenentschädigung der oder des 
Vertretenen unter Fortfall einer evtl. eigenen Fahrtkostenentschädigung. Bei 
Wiederaufnahme ihrer oder seiner ehrenamtlichen Tätigkeit erhält die oder der Vertretene 
seine pauschale Fahrtkostenentschädigung vom folgenden Monat an. 
Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder einem 
Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung endgültig beendet, so erhält die 
Vertreterin oder der Vertreter vom Beginn des nächsten Kalendermonats die pauschale 
Fahrtkostenentschädigung in voller Höhe. Die bisherige Fahrtkostenentschädigung der 
Vertreterin oder des Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an. 
Ruht das Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt. 
 

§ 2 
Sitzungsgeld für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 25,00 €; zusätzlich 5,00 € monatlich als Ersatz für die Papier- und Druckkosten, 
wenn sie das Ratsinformationssystem nutzen und die Ratspost papierlos erhalten. Ferner 
erhalten alle Ratsfrauen und Ratsherren zusätzlich für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, 
Kindergartenbeirats- und Fraktionssitzungen eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld 
in Höhe von 20,00 € je Sitzung. Jährlich werden bis zu 12 Fraktionssitzungen abgegolten. 
Sitzungsgeld wird auch für die Teilnahme an Gesprächen, zu denen der SGB eingeladen 
hat, gezahlt. Für andere Sitzungen, insbesondere solcher nur vorübergehend eingerichteter 
Gremien, wird Sitzungsgeld nur aufgrund eines Rats- oder SGA-Beschlusses gezahlt. 
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(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit 
Ausnahme der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die 
Reisekosten in § 11. Sie umfasst nicht den Ersatz der Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung. 
 
(3) Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Beschluss des 
Samtgemeindeausschusses höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Eine 
Sitzung, die über 24.00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen 
wurde. Für mehrere Sitzungen, gleich welcher Art, die an einem Tag stattfinden, wird für die 
zweite Sitzung die Hälfte des Sitzungsgeldes gezahlt. Weitere Sitzungsgelder für Sitzungen 
am gleichen Tag werden nicht gezahlt. 
 
(4) Wird ein Ratsmitglied während einer Ausschusssitzung von einem anderen Ratsmitglied 
abgelöst, wird an die Beteiligten ein Sitzungsgeld gezahlt. 
 

§ 3 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 20,00 €. § 2 Abs. 2 und 3 sowie § 5 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 

§ 4 
Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

 
(1) Neben den Beträgen nach § 2 der Satzung werden monatlich folgende zusätzliche 
Aufwandsentschädigungen gezahlt: 
 
a) an die 1. Vertreterin oder den 1. Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters 140,00 €, 
b) an die 2. Vertreterin oder den 2. Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters 60,00 €, 
c) an die Beigeordneten oder Grundmandatsträger im SGA 26,00 €, 
d) an die Fraktions-(Gruppen-)vorsitzenden 40,00 €. 
 
Zusätzlich zu diesem Grundbetrag erhalten die Fraktions-(Gruppen-)vorsitzenden 7,50 € je 
Mitglied ihrer Fraktion (Gruppe). 
 
(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich, so wird 
nur die höhere Aufwandsentschädigung gezahlt. 
 

§ 5 
Fahrtkosten 

 
(1) Für Fahrten der Vertreterinnen oder der Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters 
innerhalb des Kreisgebietes werden pauschal monatlich gezahlt: 
 
für die 1. Vertreterin/den 1. Vertreter 29,00 €, 
für die 2. Vertreterin/den 2. Vertreter 17,50 €. 
 
Die Fraktions-(Gruppen-)vorsitzenden erhalten pauschal monatlich 2,50 € je Mitglied ihrer 
Fraktion/Gruppe. 
Fahrten zu Sitzungen der 1. Vertreterin/des 1. Vertreters und der 2. Vertreterin/des 
2. Vertreters des Samtgemeindebürgermeisters und der Fraktions-(Gruppen-)vorsitzenden 
werden nach § 5 Abs. 2 Satz 1 abgerechnet. 
 
(2) Fahrten zu Sitzungen nach § 2 Abs. 1 und nach § 3 werden mit 0,30 € je km 
abgerechnet. Das gilt auch für übrige Fahrten mit privateigenem Kraftfahrzeug innerhalb der 
Samtgemeinde. 
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(3) Die Erstattung von sonstigen Fahrtkosten wird für Ratsmitglieder ohne pauschale 
Fahrtkostenerstattung monatlich begrenzt auf 29,00 €. 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 
 
a) Ratsfrauen/Ratsherren, neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
b) Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, 

mit Ausnahme der in Spezialgesetzen (Brandschutzgesetz) geregelten besonderen 
Ansprüche, 

c) sonstige ehrenamtlich tätige Personen auch nach spezialgesetzlichen Vorschriften. 
 
(2) Unselbstständig Tätigen wird der notwendigerweise entstandene und nachgewiesene 
Verdienstausfall im Hauptberuf ersetzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für die 
versäumte Zeit in der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, sofern eine Freistellung von der 
Arbeit unter Fortzahlung ihrer Bezüge nicht zusteht. 
 
(3) Selbstständig Tätigen kann eine Verdienstausfallpauschale je Stunde an Werktagen von 
Montag bis Freitag für die Zeit von 7.30 bis 18.00 Uhr und an Samstagen von 7.30 bis 
13.00 Uhr gezahlt werden für notwendigerweise entstandenen und nachgewiesenen 
Verdienstausfall im Hauptberuf, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten 
Einkommens festgesetzt wird. 
 
(4) Die Entschädigung für Verdienstausfall nach Abs. 2 - 3 wird auf höchstens 17,90 € je 
Stunde begrenzt. 
 
(5) Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie sonstige ehrenamtlich tätige 
Personen, die ausschließlich einen Haushalt führen (Hausfrau oder Hausmann) und keinen 
Verdienstausfall geltend machen, haben Anspruch auf einen Pauschalstundensatz in Höhe 
von 12,80 € an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 7.30 - 18.00 Uhr und an 
Samstagen von 7.30 - 13.00 Uhr, wenn der Haushalt drei oder mehr Personen umfasst, von 
denen mindestens ein Kind unter 14 Jahren, eine ältere Person über 67 Jahren oder eine 
anerkannt pflegebedürftige Person ist. 
 
(6) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 – 3 und 5 geltend machen 
können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch 
das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen 
werden kann, können einen Pauschalstundensatz in Höhe von 12,80 € an Werktagen von 
Montag bis Freitag für die Zeit von 7.30 bis 18.00 Uhr und an Samstagen von 7.30 bis 
13.00 Uhr erhalten. 
 

§ 7 
Aufwendungen für Kinderbetreuung 

 
(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn für die 
Samtgemeinde Isenbüttel ehrenamtlich tätige Personen, Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamte sowie Ratsfrauen und Ratsherren infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die 
Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres treffen müssen. Die 
Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der 
Familie/Wohngemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreises keine weiteren 
Personen angehören, die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und die Kinder nicht 
anderweitig, z. B. in Kindertagesstätten, betreut werden. 
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(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 10,00 € je Stunde. 
 
(3) Die Gewährung von Aufwendungen für eine Kinderbetreuung an Mitglieder der 
freiwilligen Feuerwehren regelt sich nach § 12 Nds. Brandschutzgesetz. Als Höchstbetrag 
gilt Abs. 2 entsprechend. 
 

§ 8 
Auslagen 

 
(1) Für die Samtgemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
nachgewiesenen Auslagen, soweit dieses durch Gesetz oder diese Satzung nicht 
ausgeschlossen ist. 
 
(2) Die Erstattung von Auslagen wird auf höchstens 20,50 € im Monat begrenzt. 
 
(3) Aufwendungen für eine Kinderbetreuung werden hiervon nicht erfasst. 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 

sowie für sonstige ehrenamtlich Tätige 
 
Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen und des Verdienstausfalls erhalten 
folgende Ehrenbeamte bzw. ehrenamtlich Tätige eine monatliche Aufwandsentschädigung: 
 
a) Gemeindebrandmeister  150,00 € 
b) Stellv. Gemeindebrandmeister  75,00 € 
c) Ortsbrandmeister-Schwerpunkt-  80,00 € 
d) Ortsbrandmeister-Stützpunkt-  70,00 € 
e) Ortsbrandmeister-Feuerwehren mit Grundausstattung-  60,00 € 
f) Stellv. Ortsbrandmeister-Schwerpunkt-  40,00 € 
g) Stellv. Ortsbrandmeister-Stützpunkt- 35,00 € 
h) Stellv. Ortsbrandmeister-Feuerwehren mit Grundausstattung- 30,00 € 
i) Gerätewart-Schwerpunkt- 60,00 € 
j) Gerätewart-Stützpunkt- 40,00 € 
k) Gerätewart-Feuerwehren mit Grundausstattung- 25,00 € 
l) Gemeindejugendfeuerwart  45,00 € 
m) Übrige Jugendfeuerwehrwarte  30,00 € 
n) Samtgemeindesicherheitsbeauftragter  30,00 € 
o) Samtgemeindeausbildungsleiter 35,00 € 
p) Samtgemeindeatemschutzbeauftragter 25,00 € 
q) Samtgemeindezeugwart 25,00 € 
r) Brandschutzerzieher 25,00 € 
s) Leiter Kinderfeuerwehr 30,00 € 
t) Gleichstellungsbeauftragte 150,00 € 
 

§ 10 
Verdienstausfall für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Für Entschädigungsansprüche der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr gilt § 12 
Niedersächsisches Brandschutzgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Neben der Aufwandsentschädigung wird der durch Teilnahme an Einsätzen, Übungen, 
Lehrgängen, Ausbildungsveranstaltungen sowie sonstige angeordnete Dienste nachweislich 
entstandene Verdienstausfall erstattet. Der Höchstbetrag wird auf 17,90 € je Stunde 
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festgesetzt, es sei denn, dass nach § 12 Nieders. Brandschutzgesetz ein höherer Betrag zu 
zahlen ist. 
 
(3) Für die Zahlung von Verdienstausfall an die übrigen Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 
gilt Abs. 2 entsprechend. 
 
(4) Den privaten Arbeitgebern der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren wird auf deren 
Antrag das weitergezahlte Arbeitsentgelt einschließlich der Beiträge zur Sozialversicherung 
und zur Bundesanstalt für Arbeit erstattet. Dasselbe gilt hinsichtlich des Arbeitsentgeltes, 
das während einer auf den Feuerwehrdienst zurückzuführenden Arbeitsunfähigkeit 
fortgezahlt worden ist. 
 
(5) In allen anderen Fällen (Selbstständige, Landwirte etc.) wird den Mitgliedern der 
Freiwilligen Feuerwehren auf Antrag der infolge des Feuerwehrdienstes entstandene 
nachgewiesene Verdienstausfall erstattet. Dies gilt bei Arbeitsunfähigkeit, die auf den 
Feuerwehrdienst zurückzuführen ist, nur für die Dauer von höchstens sechs Wochen. Als 
Höchstbetrag wird eine Erstattung von 17,90 € je Stunde festgelegt. 
 
(6) Für die Zahlung eines Pauschalstundensatzes bei ausschließlicher Haushaltsführung gilt 
§ 6 Abs. 5. 
 

§ 11 
Reisekosten 

 
(1) Für genehmigte Dienstreisen außerhalb des Samtgemeindegebietes erhalten 
Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen Reisekostenvergütung und 
Übernachtungs- und Tagegeld nach den Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts. 
Fahrtkostenerstattung erhalten die Vertreterinnen oder Vertreter der 
Samtgemeindebürgermeisterin oder des Samtgemeindebürgermeisters erst bei Fahrten 
außerhalb des Kreisgebietes. 
 
(2) Ehrenamtlich tätige Personen der Freiwilligen Feuerwehren erhalten für die Teilnahme an 
Lehrgängen eine pauschalierte Reisekostenvergütung in Höhe von 10,30 € pro 
Lehrgangstag. Die gleiche Entschädigung erhalten ehrenamtlich tätige Personen der 
Freiwilligen Feuerwehren für die Teilnahme an Lehrgängen und sonstigen Fortbildungen der 
Kinder- und Jugendfeuerwehren. 
 

§ 12 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Satzung in männlicher Form bezeichnet sind, werden 
im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen und männlichen 
Sprachform verwendet. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 14.01.2002, zuletzt geändert am 10.12.2009, außer Kraft. 
 
Isenbüttel, den 19.04.2012 
 
Metzlaff     (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
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AMTLICHE BEKANNTMACHUNG SATZUNG GEM. § 34 BauGB 
 
Klarstellungs- und Ergänzungssatzung "Ausbüttel" 
 
Der Rat der Gemeinde Ribbesbüttel hat in seiner Sitzung am 12.04.2012 die Klarstellungs- 
und Ergänzungssatzung als Satzung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die 
dazugehörige Begründung beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der o. g. Satzung ist der nachstehenden Gebietsabgrenzung 
zu entnehmen.1 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt tritt die Satzung gem. § 214 Abs. 4 BauGB in Kraft. 
 
Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung einschließlich der Begründung kann in der 
Verwaltung der Gemeinde Ribbesbüttel, Gemeindeamt, Birkenweg 2 in 38551 Ribbesbüttel, 
während der Dienststunden von 9.00 bis 16.00 Uhr von jedermann eingesehen werden. 
Einen Terminwunsch außerhalb der Sprechzeiten bitte vorher unter der Durchwahl 05374-
3794 vereinbaren. Über den Inhalt des Planes kann umfassend Auskunft verlangt werden. 
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Flächennutzungsplans und nach § 214 
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich sind, wenn 
diese Verletzungen oder Mängel nicht innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Ribbesbüttel geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches in der 
zurzeit gültigen Fassung über die Entschädigung von durch den Plan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Ribbesbüttel, 26. April 2012 
 
Kehlert      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

Hauptsatzung der Samtgemeinde Meinersen 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Samtgemeinde 
Meinersen in seiner Sitzung am 13.03.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
§ 1 Name, Sitz, Mitgliedsgemeinden 
 
(1) Die Samtgemeinde führt den Namen „Samtgemeinde Meinersen“. 
 
(2) Sie hat ihren Verwaltungssitz in Meinersen, Landkreis Gifhorn. 
 
(3) Mitglieder der Samtgemeinde sind die Gemeinden Hillerse, Leiferde, Meinersen und 

Müden (Aller). 
 
(4) Das Gebiet der Mitgliedsgemeinden bildet den Samtgemeindebereich. 
                                                
1 abgedruckt auf Seite 325 dieses Amtsblattes 
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(5) In den Mitgliedsgemeinden Hillerse, Leiferde und Müden (Aller) sind ständige 
Außenstellen der Samtgemeindeverwaltung eingerichtet. 

 
§ 2 Hoheitszeichen, Dienstsiegel 
 
(1) Das Wappen der Samtgemeinde Meinersen ist zweigeteilt und enthält im oberen 

silbernen Feld einen blauen Löwen und im unteren Feld eine dreireihige blau/silberne 
Schachtung. 

 
(2) Die Flagge ist blau/weiß und zeigt das Samtgemeindewappen in einem blauen 

Mittelstreifen. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Samtgemeinde Meinersen, 

Landkreis Gifhorn“. 
 
§ 3 Aufgaben der Samtgemeinde 
 
(1) Die Samtgemeinde erfüllt die folgenden Aufgaben des eigenen Wirkungskreises ihrer 

Mitgliedsgemeinden: 
 
 a) die Aufstellung des Flächennutzungsplanes, 
 

b) die Trägerschaft der allgemeinbildenden öffentlichen Schulen nach Maßgabe 
des Niedersächsischen Schulgesetzes, die Erwachsenenbildung und die 
Einrichtung und Unterhaltung der Büchereien, die mehreren 
Mitgliedsgemeinden dienen, 

 
c) die Errichtung und Unterhaltung der Sportstätten, die mehreren 

Mitgliedsgemeinden dienen, und der Gesundheitseinrichtung sowie die 
Altenbetreuung, 

 
d) die Aufgaben nach dem Niedersächsischen Brandschutzgesetz, 

 
e) den Bau und die Unterhaltung der Gemeindeverbindungsstraßen, 

 
f) die im § 13 NKomVG für die Anordnung eines Anschluss- oder 

Benutzungszwangs genannten Aufgaben, 
 

g) die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gem. § 36 NKomVG, 
 

h) die Hilfe bei Verwaltungsangelegenheiten gem. § 37 NKomVG, 
 

i) die Aufgaben nach dem Niedersächsischen Gesetz über gemeindliche 
Schiedsämter, 

 
j) die Aufgaben nach § 13 des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes. 
 
(2) Die Samtgemeinde erfüllt sämtliche Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises für 

die Mitgliedsgemeinden. 
 
(3) Die Samtgemeindeverwaltung steht den Mitgliedsgemeinden zur Durchführung ihrer 

laufenden Verwaltungsgeschäfte zur Verfügung. 
 
(4) Die Samtgemeinde betreibt einen Bauhof, der die Außendienste der 

Mitgliedsgemeinden mit abdecken soll.  
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§ 4 Folgen des Aufgabenübergangs 
 
(1) Mit dem Übergang einer Aufgabe gehen die mit ihr verbundenen Rechte und 

Pflichten auf die Samtgemeinde über, insbesondere stehen der Samtgemeinde die 
mit den von ihr übernommenen Aufgaben verbundenen Einnahmen, ausgenommen 
Steuern, zu. 

 
(2) Hat eine Mitgliedsgemeinde eine Aufgabe der Samtgemeinde bisher 

wahrgenommen, so hat sie auf deren Verlangen Grundstücke, Rechte an 
Grundstücken und bewegliche Sachen, die der Erfüllung der Aufgabe dienen, 
unentgeltlich, aber mit den auf ihnen ruhenden Belastungen auf die Samtgemeinde 
zu übertragen, oder ihr die Rechte aus dem Eigentum oder den Nutzungsrechten für 
die Dauer der zweckentsprechenden Nutzung zu übertragen. 

 
§ 5 Mitgliedschaft in Wasser- und Bodenverbänden 
 
Die Samtgemeinde übernimmt Mitgliedschaftsrechte und Aufgaben von Mitgliedsgemeinden 
in Wasser- und Bodenverbänden. 
 
§ 6 Wertgrenzen für Ratsaufgaben 
 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der 

Samtgemeinderat, wenn der Vermögenswert 25.000,00 € übersteigt. 
 
(2) Über Verträge der Samtgemeinde nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Mitgliedern 

der Vertretung, sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen oder mit dem/der 
Samtgemeindebürgermeister/-in beschließt der Rat, wenn es sich nicht um Verträge 
aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt, deren Vermögenswert 10.000,00 € nicht übersteigt. 

 
(3) Für die Abgrenzung der Geschäfte der laufenden Verwaltung beschließt der 

Samtgemeinderat besondere Richtlinien. 
 
(4) Über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen mit einem Wert von über 100,00 € bis zu 2.000,00 € entscheidet der 
Samtgemeindeausschuss (§§ 111 Abs. 7 NKomVG, 25a GemHKVO). 

 
§ 7 Samtgemeindeausschuss 
 
(1) Dem Samtgemeindeausschuss gehören an: 
 
 - der/die Samtgemeindebürgermeister/-in, 
 - die Beigeordneten der Samtgemeinde, 
 
 sowie mit beratender Stimme: 
 
 - der/die Erste Samtgemeinderat/Samtgemeinderätin, 

- die Mitglieder des Samtgemeindeausschusses nach § 74 Abs. 1 
Nr. 3 NKomVG (Grundmandatsinhaber).  

 
(2) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Samtgemeindeausschusses 

als Zuhörer/-in teilzunehmen. 
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§ 8 Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters/der Samtgemeindebürgermeisterin 
 
Der Samtgemeinderat wählt aus den Beigeordneten zwei Vertreter des 
Samtgemeindebürgermeisters/der Samtgemeindebürgermeisterin, die ihn/sie in 
Angelegenheiten des § 81 Abs. 2 Satz 1 NKomVG vertreten. Die Vertreter führen die 
Bezeichnung  
 

- stellvertretende(r) Samtgemeindebürgermeister/-in. 
 
Die Vertretung erfolgt gleichberechtigt durch generelle oder einzelfallbezogene Absprache 
untereinander und mit dem/der Samtgemeindebürgermeister/-in.  
 
§ 9 Weitere Zeitbeamte 
 
(1) Der allgemeine Vertreter des Samtgemeindebürgermeisters/der 

Samtgemeindebürgermeisterin ist in das Beamtenverhältnis auf Zeit zu berufen. 
Er/Sie führt die Bezeichnung „Erster Samtgemeinderat“/„Erste Samtgemeinderätin“. 

 
(2)  Die Leiterin/Der Leiter des Kämmereiamtes wird in das Beamtenverhältnis auf Zeit 
 berufen. 
 
 Sie/Er führt die Bezeichnung „Samtgemeinderätin“/„Samtgemeinderat“. 
 
§ 10 Einwohnerversammlungen 
 
(1) Der/Die Samtgemeindebürgermeister/-in unterrichtet die Einwohner/-innen bei Bedarf 

in öffentlichen Sitzungen des Rates und/oder in Mitteilungen im samtgemeindlichen 
Mitteilungsblatt „Zwischen Aller und Oker“ über wichtige Angelegenheiten der 
Samtgemeinde. 

(2) Der/Die Samtgemeindebürgermeister/-in unterrichtet die Einwohner/-innen bei Bedarf 
in Einwohnerversammlungen für die ganze Samtgemeinde oder für 
Mitgliedsgemeinden oder Teilen von Mitgliedsgemeinden rechtzeitig und umfassend 
über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und 
Vorhaben der Samtgemeinde. Dabei haben die Einwohner/-innen Gelegenheit zu 
Fragen und zur Meinungsäußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende 
Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben unberührt. 

 
(3) Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gem. § 14 mindestens 

7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 
 
§ 11 Anregungen und Beschwerden an den Samtgemeinderat 
 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich 

mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Samtgemeinde an den 
Rat zu wenden. Der/Die Samtgemeindebürgermeister/-in leitet an den Rat gerichtete 
Eingaben sowohl an diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der 
Samtgemeinderat kann die Erledigung dem Samtgemeindeausschuss übertragen. 
Der/Die Samtgemeindebürgermeister/-in unterrichtet den/die Antragsteller/-in über 
die Art der Erledigung. 

 
(2) Nicht ausdrücklich an den Samtgemeinderat gerichtete Anregungen und 

Beschwerden erledigt die zuständige Stelle. Der/Die Samtgemeindebürgermeister/-in 
entscheidet über die Unterrichtung des Samtgemeinderates. 

 
(3) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren 

Personen bei der Samtgemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine 
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Person zu benennen, die sie gegenüber der Samtgemeinde vertritt. Bei mehr als fünf 
Antragstellern können bis zu zwei Vertreter benannt werden. 

 
(4) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Abs. 3 

nicht entsprochen ist. 
 
(5) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Samtgemeinde zum 

Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Samtgemeindeausschuss 
vom Samtgemeindebürgermeister/von der Samtgemeindebürgermeisterin ohne 
Beratung den Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für 
Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, 
Erklärungen, Absichten usw.). 

 
(6)  Anregungen und Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die 

guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den 
Samtgemeindeausschuss ohne Beratung zurückzuweisen. 

 
(7) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren 

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder 
Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder 
Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 
Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

 
(8) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 

Samtgemeindeausschuss übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat 
gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der 
Samtgemeindeausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung 
an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 

 
§ 12 Samtgemeindeumlage 
 
(1) Soweit die sonstigen Einnahmen den Finanzbedarf nicht decken, wird von den 

Mitgliedsgemeinden eine Umlage (Samtgemeindeumlage) erhoben. 
 
(2) Die Samtgemeindeumlage wird je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl der 

Mitgliedsgemeinden und nach den Bemessungsgrundlagen der Kreisumlage 
festgesetzt. 

 
§ 13 Kassen- und Rechnungswesen 
 
(1) Die Samtgemeinde führt ihre eigenen Kassengeschäfte. 
 
(2) Sie führt die Kassengeschäfte ihrer Mitgliedsgemeinden und veranlagt und erhebt für 

diese die Gemeindeabgaben und die privatrechtlichen Entgelte (§ 98 Abs. 5 Satz 1 
NKomVG). 

 
§ 14 Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen veranlasst der/die Samtgemeindebürgermeister/-in. 
 
(2) Verordnungen und Satzungen sowie Genehmigungen des Flächennutzungsplanes 

und dessen Änderungen werden im Amtsblatt für den Landkreis Gifhorn bekannt 
gemacht. 

 
(3) Sonstige Bekanntmachungen werden im Aushangkasten der Samtgemeinde (am 

Haupteingang des Rathauses in Meinersen, Hauptstraße 1) veröffentlicht. 
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(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung, einer Verordnung, 
Genehmigung von Flächennutzungsplanänderungen oder einer sonstigen 
Bekanntmachung, so kann die Bekanntgabe dieser Teile dadurch ersetzt werden, 
dass sie im Rathaus der Samtgemeinde Meinersen während der Dienststunden zur 
Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser 
Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentlichung der Satzung, Verordnung, 
Genehmigung von Flächennutzungsplanänderungen oder sonstigen 
Bekanntmachung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer 
hingewiesen. 

 
(5) Die Dauer des Aushangs gem. Abs. 3 und 4 beträgt eine Woche, soweit durch 

Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 
 
§ 15 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
(2) Die Hauptsatzung vom 19. Juni 2007 tritt gleichzeitig außer Kraft.  
 
Meinersen, den 13.03.2012  
 
Wrede (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister  
 

Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für 
Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich tätige 

Personen in der Samtgemeinde Meinersen 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Meinersen in 
seiner Sitzung am 13.03.2012 die folgende Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und 
Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie 
ehrenamtlich tätige Personen in der Samtgemeinde Meinersen beschlossen: 
 
§ 1  Allgemeines 
 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied, Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter und sonstige 

ehrenamtliche Tätigkeit für die Samtgemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich 
geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall, Auslagen, 
Kinderbetreuungsaufwendungen und eines Pauschalstundensatzes für 
ausschließliche Haushaltsführung besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach dieser 
Satzung. Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 
 Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Ratsbeschluss 

höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehreren Sitzungen, 
gleich welcher Art, die an einem einzigen Tag stattfinden, dürfen nicht mehr als 2 
Sitzungsgelder gezahlt werden. Eine Sitzung, die über 24:00 Uhr hinausgeht, zählt 
als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde. Folgen zwei Sitzungen 
unmittelbar hintereinander, sind diese als eine Sitzung anzusehen. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird grundsätzlich jeweils für einen vollen 

Monat im Voraus gezahlt. Die Aufwandsentschädigungen gem. § 10 Buchstabe d) 
und f) bis p) werden als Jahressumme jeweils am 15.11. für das laufende 
Kalenderjahr gezahlt. Der Anspruch auf den entsprechenden vollen Monatsbetrag 
besteht auch dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats 
innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine Dienstgeschäfte 
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ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als 3 Monate 
nicht, so ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei Monate 
hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die 
Geschäfte führende Vertreter 75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. 
Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt.  

 
(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnitt gezahlt wird, gilt 

Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 
 
§ 2 Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 40,00 EUR. 
 
 Daneben erhalten Ratsmitglieder und Ausschussvorsitzende für die 

mitgliedschaftliche Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein 
Sitzungsgeld von 20,00 EUR. 

 
 Sitzungsgeld wird auch gewährt für Veranstaltungen, Besprechungen und 

Besichtigungen, sofern die Teilnahme dazu vom Samtgemeindeausschuss 
genehmigt bzw. dazu besonders eingeladen wird. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung und das Sitzungsgeld umfasst den Ersatz der 

notwendigen Auslagen mit Ausnahme der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung und 
mit Ausnahme der Regelung über die Reisekosten nach § 10 dieser Satzung. 

 
(3) Jährlich werden bis zu 12 Fraktionssitzungen anerkannt. 
 
(4) Dem Rat der Samtgemeinde Meinersen steht seit dem 01.08.2010 das 

internetbasierte Ratsinformationssystem ALLRIS zur Verfügung. Dadurch kann auf 
das bisherige Drucksachenverfahren bzw. die papiergebundene Zustellung der 
Beratungsunterlagen an die Mandatsträger verzichtet werden. 

 
(5) Ratsmitglieder und sonstige Mitglieder von Ratsausschüssen, die dieses 

Ratsinformationssystem nutzen und auf das bisherige papiergebundene 
Drucksachenverfahren verzichten, erhalten zusätzlich eine Entschädigung von 
monatlich 15,00 EUR. 

 
§ 3 Besondere Aufwandsentschädigung 
 
(1) Anstelle der Aufwandsentschädigung und des Sitzungsgeldes nach § 2 werden 

monatlich folgende Aufwandsentschädigungen gezahlt: 
 
 a) an den/die stellv. Samtgemeindebürgermeister/-in  195,00 EUR 
 
 b) an Beigeordnete      150,00 EUR 
 
 c) an Fraktionsvorsitzende bei Fraktionen mit 
   mehr als 5 Mitgliedern     225,00 EUR 
 
 d) an Fraktionsvorsitzende bei Fraktionen mit  
  weniger als 5 Mitgliedern     135,00 EUR 
 
 e) an den/die Ratsvorsitzende(n)    100,00 EUR 
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(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 aufgeführten Funktionen auf sich, so 
wird die jeweils höchste Aufwandsentschädigung zuzüglich 50 % der niedrigsten 
Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
§ 4 Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder von Ratsausschüssen  
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten für die 
mitgliedschaftliche Teilnahme ein Sitzungsgeld in Höhe von 20,00 EUR je Sitzung. 
 
§ 5 Fahrtkosten 
 
(1) Zu den Entschädigungen nach §§ 2 - 4 sind Fahrtkostenpauschalen für Fahrten 

innerhalb des Kreisgebietes zu zahlen: 
 

a) an Fraktionsvorsitzende mit mehr als 5 Fraktionsmitgliedern 
 monatlich 75,00 EUR 
 
b) für den/die stellv. Samtgemeindebürgermeister/-in  
 monatlich 40,00 EUR 
 
c) für Beigeordnete und Fraktionsvorsitzende mit  
 weniger als 5 Mitgliedern monatlich 35,00 EUR 
 
d) für Ausschussvorsitzende monatlich 25,00 EUR 
 
e) für Ratsmitglieder und Bürgervertreter/-innen je Sitzung 5,00 EUR 

(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 aufgeführten Funktionen auf sich, so 
wird die jeweils höchste Fahrtkostenpauschale zuzüglich 50 % der niedrigsten 
Fahrtkostenpauschale gezahlt. 

 
§ 6 Fraktions-/Gruppenentschädigung 
 
Die Fraktionen und Gruppen im Rat der Samtgemeinde Meinersen erhalten für die  
Fraktions-/Gruppenarbeit eine jährliche pauschale Entschädigung von 120,00 EUR je 
Fraktions-/Gruppenmitglied.  
 
§ 7 Verdienstausfall  
 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben: 
 

a) ehrenamtlich tätige Personen, sofern sie keine Aufwandsentschädigung 
erhalten, 

 
b) Ratsmitglieder, neben ihrer Aufwandsentschädigung. 

 
(2) Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der 

regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. Unselbstständig Tätigen wird der entstandene 
und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt. Selbstständigen kann eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde gewährt werden. Der Ersatz von 
Verdienstausfall wird an Werktagen von Montag bis Freitag auf die Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr und an Samstagen auf die Zeit von 8:00 bis 12:00 Uhr begrenzt, es sei 
denn, die/der Anspruchsberechtigte ist im Schichtdienst tätig. 

 
 Verdienstausfall wird höchstens für die Dauer von 3 Stunden täglich gezahlt. 
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 Die Entschädigung für Verdienstausfall nach Satz 2 und 3 wird auf höchstens 
18,00 EUR je Stunde begrenzt. 

 
(3) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 geltend machen 

können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der 
in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, können einen Pauschalstundensatz in 
Höhe von 18,00 EUR an Werktagen von Montag bis Freitag für die Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr und an Samstagen von 8:00 bis 12:00 Uhr erhalten. 

 
§ 8 Verdienstausfall für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr  
 
(1) Für Entschädigungsansprüche der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr gilt § 12 

Niedersächsisches Brandschutzgesetz in der jeweils geltenden Fassung.  
 
(2) Neben der Aufwandsentschädigung wird der durch Teilnahme an Einsätzen, 

Übungen, Lehrgängen, Ausbildungsveranstaltungen sowie angeordnete Dienste 
nachweislich entstandene Verdienstausfall erstattet. 

 
(3) Den privaten Arbeitgebern der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren wird auf deren 

Antrag das weitergezahlte Arbeitsentgelt einschließlich der Beiträge zur 
Sozialversicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit erstattet. Dieses gilt auch 
hinsichtlich des Arbeitsentgeltes, das während einer auf den Feuerwehrdienst 
zurückzuführenden Arbeitsunfähigkeit fortgezahlt worden ist.  

 
(4) In allen anderen Fällen (Selbstständige, Landwirte etc.) wird den Mitgliedern der 

Freiwilligen Feuerwehren auf Antrag der infolge des Feuerwehrdienstes entstandene 
nachgewiesene Verdienstausfall erstattet. Dieses gilt auch bei Arbeitsunfähigkeit, die 
auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen ist, nur für die Dauer von höchstens sechs 
Wochen. Als Höchstbetrag wird eine Erstattung von 18,00 EUR je Stunde festgelegt. 

 
(5) Für die Zahlung eines Pauschalstundensatzes bei ausschließlicher Haushaltsführung 

gilt Abs. 4. 
 
§ 9 Aufwendungen für Kinderbetreuung 
 
(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn für die 

Samtgemeinde Meinersen ehrenamtlich tätige Personen, Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamte sowie Ratsfrauen und Ratsherren infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen 
für die Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres treffen 
müssen. Die Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der 
Familie/Wohngemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreises keine weiteren 
Personen angehören, die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und die Kinder 
nicht anderweitig, z. B. in Kindertagesstätten, betreut werden. 

 
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für 

eine Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 6,00 EUR je Stunde. Der 
Höchstbetrag je Tag wird auf 18,00 EUR festgesetzt. 

 
(3) Die Gewährung von Aufwendungen für eine Kinderbetreuung an Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehren regelt sich nach § 12 Nds. Brandschutzgesetz. Als 
Höchstbetrag gilt Abs. 2 entsprechend. 
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§ 10 Auslagen  
 
Für die Samtgemeinde Meinersen ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit dies durch das Gesetz oder diese Satzung nicht 
ausgeschlossen ist. Als Auslagenersatz werden höchstens monatlich 10,00 EUR gezahlt.  
 
§ 11 Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie  
 sonstige ehrenamtlich Tätige 
 
(1) Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen, Fahrtkosten und des 

Verdienstausfalles mit Ausnahme der in Spezialgesetzen (Brandschutzgesetz) 
geregelten besonderen Ansprüche erhalten folgende Ehrenbeamte und ehrenamtlich 
Tätige eine monatliche Aufwandsentschädigung: 

 
a) Gemeindebrandmeister/-in  200,00 EUR 
 
b) stellv. Gemeindebrandmeister/-in  100,00 EUR 
 
c) Ortsbrandmeister/-in (Stützpunktwehr)  80,00 EUR 
 
d) stellv. Ortsbrandmeister/-in (Stützpunktwehr)  30,00 EUR 
 
e) Ortsbrandmeister/-in  

(Feuerwehr mit Grundausstattung)  60,00 EUR 
 
f) stellv. Ortsbrandmeister/-in  

(Feuerwehr mit Grundausstattung)  25,00 EUR 
 
g) Gemeindejugendfeuerwehrwart/-in  50,00 EUR 
 
h) stellv. Gemeindejugendfeuerwehrwart/-in  25,00 EUR 
 
i) Gerätewarte/Gerätewartinnen (Stützpunktwehr)  40,00 EUR 
 
j) Gerätewarte/Gerätewartinnen  

(Feuerwehr mit Grundausstattung)  30,00 EUR 
 
k) Gemeindekleiderwart/-in  30,00 EUR 
 
l) Jugendwarte/Jugendwartinnen der Ortsfeuerwehren  25,00 EUR 
 
m) Gemeindeausbildungsleiter/-in  30,00 EUR 
 
n) Gemeindesicherheitsbeauftragte(r)  25,00 EUR 
 
o) Ausbilder/-in für schweren Atemschutz  35,00 EUR 
 
p) Funkbeauftragte(r)  25,00 EUR 
 
q) Kinderfeuerwehrwart/-in  25,00 EUR 
 
r) Gleichstellungsbeauftragte(r)  150,00 EUR 
 
s)  Samtgemeindearchivar/-in  150,00 EUR 
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(2) Babybotschafter/-innen erhalten eine Aufwandsentschädigung von einmalig 
15,00 EUR je zuteilgetes Kind. Damit sind alle anderweitigen Ansprüche abgegolten. 
Für Schulungen bzw. Fortbildungsveranstaltungen auf Anweisung der Samtgemeinde 
erhalten die Babybotschafter/-innen ein Sitzungsgeld in Höhe von 20,00 EUR. 

 
(3) Für die bestellten Schiedsmänner/Schiedsfrauen der Samtgemeinde Meinersen 

werden folgende jährliche Dienstzimmerentschädigungen gezahlt: 
 
 Schiedsmannbezirk I  
 (Gemeinde Leiferde und Hillerse) 125,00 EUR 
 
 Schiedsmannbezirk II 
 (Gemeinde Meinersen und Müden (Aller) 250,00 EUR 
 
 Die Entschädigung wird zu Jahresbeginn ausgezahlt. 
 
 Neben der Dienstzimmerentschädigung erhalten die Schiedsmänner/Schiedsfrauen 

eine Fallpauschale von 15,00 EUR je Schlichtungsverhandlung auf Grundlage des 
abgegebenen Geschäftsberichtes. Die Fallpauschale ist begrenzt auf maximal 15 
Schlichtungsverhandlungen pro Jahr.  

 
 Die Fallpauschale wird rückwirkend nach Vorlage des Geschäftsberichtes für das 

vergangene Jahr gezahlt.  
 
§ 12 Reisekosten 
 
(1) Für von der Samtgemeinde Meinersen vorgesehene Dienstfahrten außerhalb des 

Samtgemeindegebietes erhalten Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 
und ehrenamtlich tätige Personen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen 
des Bundesreisekostenrechts. 

 
(2) Ehrenamtlich tätige Personen der Freiwilligen Feuerwehr erhalten für die Teilnahme 

an Lehrgängen auf Kreisebene eine pauschalierte Reisekostenvergütung in Höhe 
von 10,00 EUR pro Lehrgangstag. 

 
§ 13 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2011 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Neufassung der Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und 

Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der 
Samtgemeinde Meinersen vom 24.09.2007 außer Kraft. 

 
Meinersen, den 13.03.2012 
 
Wrede       (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

SATZUNG 
 

der Gemeinde Leiferde über die Festlegung des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles im GT Dalldorf (Klarstellungs- und Ergänzungssatzung) 

 
Aufgrund des § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) i. V. m. § 34 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) - beide Gesetze in den 
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zurzeit gültigen Fassungen - hat der Rat der Gemeinde Leiferde in seiner Sitzung am 
14.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Geltungsbereich dieser Satzung ist in den anliegenden Plänen im Maßstab 1 : 5.000/     
1 : 1.000 durch eine schwarz/rot gestrichelte Linie gekennzeichnet. Die Pläne sind 
Bestandteil der Satzung. 
 

§ 2 
 

Innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung gelten folgende Festsetzungen nach § 9 
Abs. 1 BauGB: 
 
1. Dorfgebiete (§ 5 BauNVO)  

Die gem. § 5 Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 3 und Nr. 6 BauGB) 

Die maximal zulässige GRZ beträgt 0,4. 
 
3. Vermeidung 

Die vorhandenen Bäume im Bereich des angrenzenden Plangeltungsbereiches (auf der 
im Osten angrenzenden Wegeparzelle) sind zu erhalten und bei Abgang im Verhältnis 
1 : 1 zu ersetzen.  
Anfallendes Oberflächenwasser ist vollständig auf dem Grundstück zu versickern.  

 
3. Ausgleich 

Entlang der nördlichen und östlichen Grundstücksgrenze sind Maßnahmen im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB Anpflanzungen aus standortheimischen Sträuchern festgesetzt, 
die dem Ausgleich des Eingriffs durch die geplante Bebauung dienen. Sie erfüllen 
wichtige Funktionen im Naturhaushalt, z. B. Lebensraumfunktionen und Nahrungsquellen 
für die Tierwelt, und sind im Hinblick auf die künftige Ortsrandeingrünung für das 
Landschaftsbild bedeutsam. Darüber hinaus entstehen hier wichtige Randstrukturen der 
angrenzenden Ackerflächen.  
 
Die Gehölze sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zu unterhalten und im Falle ihres 
Abganges durch gleichartige neue zu ersetzen. 
 
Für die verkehrliche Anbindung des Baugrundstücks (Flurstück 12/2) ist eine Zufahrt in 
einer Breite von 5,00 m im Bereich der im Osten festgesetzten Anpflanzungsfläche 
zulässig. 

 
4. Der Eingriff in den Naturhaushalt, den die Gemeinde aufgrund ihrer planerischen 

Entscheidung innerhalb des Satzungsbereiches vorbereitet, wird durch die Maßnahmen 
ausgeglichen, die innerhalb des Satzungsbereiches im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB festgesetzt sind. Die Ausgleichsmaßnahmen werden dem Flurstück 12/2, Flur 4 
der Gemarkung Dalldorf entsprechend zugeordnet. 

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn entsprechend § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 

Entschädigung 
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Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieser Satzung für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der Satzung ergeben sich aus anliegender 
Übersichtskarte.2 
 
Leiferde, den 14. Mai 2012 
 

Gemeinde Leiferde 
 
Wrede      (L. S.) 
Gemeindedirektor 
 

I. 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Adenbüttel für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Adenbüttel in der Sitzung am 16. April 2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  1.237.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  1.255.800 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 65.600 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  65.600 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.132.500 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.197.200 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  190.400 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  24.500 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  17.700 Euro 
 
festgesetzt. 
                                                
2 abgedruckt auf Seite 326 dieses Amtsblattes 
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Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  1.322.900 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  1.239.400 Euro 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 188.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
Adenbüttel, 16. April 2012 
 
Heinrichs     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Adenbüttel, den 22.05.2012 
 
Heinrichs 
Bürgermeister 
 

I. 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
 der Gemeinde Meine für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Meine in der Sitzung am 21. März 2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  7.307.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  7.456.300 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 840.500 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  840.500 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  6.904.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  6.945.900 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  2.033.600 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  5.343.600 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.374.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  92.800 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  10.312.300 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  12.382.300 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.371.400 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.150.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 
Meine, 21. März 2012 
 
Kielhorn 
Bürgermeisterin 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn 
am 21.05.2012 unter dem AZ 111-09-02/9-1 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschl. 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Meine, den 21.05.2012 
 
Kielhorn 
Bürgermeisterin 
 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG DES BEBAUUNGSPLANS GEM. § 13a BauGB 
 
Bebauungsplan "Nördlich Kuhweg", 4. Änderung, Gemeinde Meine 
 
Der Rat der Gemeinde Meine hat in seiner Sitzung am 08.05.2012 den Bebauungsplan 
"Nördlich Kuhweg", 4. Änderung, als Bebauungsplan der Innenentwicklung als Satzung 
gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die dazugehörige Begründung beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplans ist der nachstehenden 
Gebietsabgrenzung zu entnehmen.3 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan einschließlich seiner Begründung kann in der Verwaltung der Gemeinde 
Meine während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. Einen Terminwunsch 
außerhalb der Sprechzeiten bitte vorher unter der Durchwahl 05304-91110 vereinbaren. 
Über den Inhalt des Bebauungsplanes kann umfassend Auskunft verlangt werden. 
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs unbeachtlich sind, wenn diese Verletzungen oder Mängel nicht 
innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Meine geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
                                                
3 abgedruckt auf Seite 327 dieses Amtsblattes 
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Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung 
angepasst. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches in der 
zurzeit gültigen Fassung über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Bürgermeisterin 
In Vertretung     (L. S.) 
 
Frank 
 

I. 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Rötgesbüttel für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Rötgesbüttel in der Sitzung am 9. Mai 2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  1.553.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  1.614.200 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 45.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  45.000 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.427.800 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.422.600 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  136.600 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  101.300 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  26.100 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  1.564.400 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  1.550.000 Euro 
 

§ 2 
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Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 237.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer 400 v. H. 

 
 
Rötgesbüttel, 9. Mai 2012 
 
Lohmann 
Bürgermeister 
 

II. 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschließlich 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Rötgesbüttel, den 29.05.2012 
 
Lohmann 
Bürgermeister 
_________________________________________________________________________ 
 

I. 
 

HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Vordorf für das Haushaltsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Vordorf in der Sitzung am 29. März 2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  2.239.700 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  2.239.700 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.105.800 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.950.900 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  14.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  155.200 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  4.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  17.700 Euro 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  2.123.800 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  2.123.800 Euro 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 350.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 370 v. H. 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v. H. 
 

2. Gewerbesteuer 370 v. H. 

 
Vordorf, 29. März 2012 
 
Bade 
Bürgermeister 
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II. 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 04.06. bis einschließlich 
12.06.2012 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 
Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Vordorf, den 29.05.2012 
 
Bade 
Bürgermeister 
_________________________________________________________________________ 
 

Verordnung 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

in der Samtgemeinde Wesendorf vom 25.04.2012 
(SOG-Verordnung) 

 
Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG) vom 19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9) in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der 
zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 
25.04.2012 folgende Verordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Verordnung gilt im Gebiet der Samtgemeinde Wesendorf. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Verordnung sind 
 
(1) öffentliche Verkehrsflächen: 
 
Alle Straßen, Fahrbahnen, Wege, Plätze, Markt- und Parkplätze, Brücken, Durchfahrten, 
Geh- und Radwege, verkehrsberuhigte Bereiche, Böschungen, Trenn-, Seiten-, Rand- und 
Sicherheitsstreifen, Verkehrsinseln, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, und 
Flächen, auf denen öffentlicher Verkehr geduldet wird, ohne Rücksicht auf ihren 
Ausbauzustand; dies gilt auch, wenn sie in Anlagen liegen oder im Privateigentum stehen. 
 
(2) öffentliche Anlagen:  
 
Alle der Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden oder allgemein zugänglichen Grünanlagen, 
Grillplätze, Gewässer und Uferanlagen, Skater-, Sport-, Spiel- und Bolzplätze, Schulhöfe, 
Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Gedenkstätten und Friedhöfe, 
auch dann, wenn für das Betreten oder die Benutzung Gebühren oder Eintrittsgelder 
erhoben werden und ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse.  
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§ 3 
Schutz der öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen 

 
(1) Es ist verboten: 
 
a) Hydranten zu verdecken und Schachtdeckel, Einläufe und Abdeckungen von 

Wasserversorgungsanlagen und Kanälen in Straßen und Anlagen zu verstopfen, zu 
verunreinigen oder unbefugt zu öffnen. 

 
b) Amtliche Verkehrszeichen, Straßenschilder, Hinweisschilder, Fernmelde- und 

Löschanlagen, Hydrantenschilder, Feuermelder, Notrufanlagen der Polizei sowie 
sonstige Einrichtungen und Zeichen für öffentliche Zwecke zu verdecken oder sonst in 
ihrer Sichtbarkeit zu beeinträchtigen. 

 
(2) Eiszapfen an Gebäudeteilen, Schneeüberhänge und auf Dächern liegende 
Schneemassen, die eine Gefahr für Personen oder Sachen bilden, sind zu entfernen. 
 
(3) Niederschlagswasser darf nicht offen über Gehwege oder Fahrbahnen abgeleitet 
werden.  
 

§ 4 
Offene Feuer 

 
(1) Das Anlegen und Unterhalten offener Feuer ist verboten. Ausgenommen hiervon ist das 
Grillen in dafür vorgesehenen Einrichtungen und die Nutzung von Feuerkörben/-schalen. 
Andere Bestimmungen (z. B. Abfallbeseitigungsrecht, Feld- und Forstordnungsgesetz) 
bleiben unberührt. 
(2) Für das Abbrennen von Brauchtumsfeuern und Lagerfeuern ist eine Genehmigung gem. 
§ 9 erforderlich.  
 
(3) Jedes zugelassene Feuer im Freien ist dauernd durch mindestens eine volljährige 
Person zu beaufsichtigen. Vor Entzündung des Feuers muss sichergestellt sein, dass sich 
keine Lebewesen im errichteten Brennmaterial aufhalten. Bevor die Feuerstelle verlassen 
wird, ist diese sorgfältig abzulöschen. Die Verantwortlichen haben sich von der vollständigen 
Ablöschung aller möglichen Entzündungsquellen zu überzeugen.  
 

§ 5 
Eisflächen 

 
Das Betreten von Eisflächen öffentlicher Gewässer bis zur Freigabe durch die Gemeinde, 
die öffentlich bekannt gegeben wird, ist untersagt. 
 

§ 6 
Spielplätze 

 
Zum Schutz der Kinder und Jugendlichen ist es auf Spiel- und Bolzplätzen verboten, 
 
a) gefährliche Gegenstände oder Stoffe mitzubringen; 
 
b) alkoholische Getränke zu verzehren und zu rauchen; 
 
c) Tiere - ausgenommen Blindenhunde - mitzunehmen oder dort laufen zu lassen; 
 
d) mit Motorfahrzeugen aller Art oder Fahrrädern zu fahren. Hiervon ausgenommen sind: 

Kinderfahrräder mit einer Radgröße bis einschließlich 20 Zoll und Krankenfahrstühle. 
 



ABL Nr. 5/2012 

307 

§ 7 
Tiere 

 
Tiere müssen so gehalten werden, dass Dritte nicht gefährdet werden. Tierhalter oder die 
mit der Führung oder Beaufsichtigung beauftragter Personen sind verpflichtet, zu verhüten, 
dass ihr Tier 
 
a) außerhalb des befriedeten Eigentums oder Besitzes unbeaufsichtigt herumläuft, 
 
b) Personen oder Tiere gefährdend anspringt oder anfällt, 
 
c) öffentliche Verkehrsflächen oder Anlagen mit Kot verunreinigt oder beschädigt. Nach der 

Verunreinigung durch Kot ist der Tierhalter bzw. die Tierhalterin oder die mit der Führung 
oder Beaufsichtigung beauftragte Person unverzüglich zur Säuberung verpflichtet. Diese 
Reinigungspflicht geht der des Anliegers vor, soweit namentlich bekannt ist, wer für die 
Verunreinigung durch Hundekot verantwortlich ist. 

 
§ 8 

Hausnummern 
 
(1) Die Hausnummern an bebauten Grundstücken müssen sich deutlich vom Hintergrund 
abheben. Es sind beschriftete Schilder, erhobene Ziffern oder Hausnummernleuchten zu 
verwenden. Die Nummernschilder müssen mindestens 10 x 10 cm groß und die Ziffern 
mindestens 7 cm hoch sein. 
 
(2) Die Hausnummer ist an der Straßenseite des Hauptgebäudes oder unmittelbar neben 
dem Hauseingang (Haupteingang) deutlich sichtbar in der Höhe von 2,00 bis 2,50 m 
anzubringen und darf nicht durch Bewuchs oder Vorbauten verdeckt sein. 
 
(3) Befindet sich der Hauseingang an der Seite oder an der Rückseite des Gebäudes, so 
muss die Hausnummer an der Vorderseite des Gebäudes angebracht werden. Liegt das 
Hauptgebäude mehr als 10 m hinter der Grundstücksgrenze und ist das Gebäude durch eine 
Einfriedung von der Straße abgeschlossen, so ist die Hausnummer auch am 
Grundstückseingang anzubringen. 
 
(4) Bei Änderung von Hausnummern sind die Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der 
betroffenen Grundstücke verpflichtet, die neuen Hausnummern entsprechend den 
Vorschriften des Absatzes 1 bis 3 anzubringen. Das alte Nummernschild ist 
durchzustreichen, so dass die Nummer lesbar bleibt. Nach Ablauf von einem Jahr ist das 
alte Nummernschild zu entfernen. 
 

§ 9 
Ausnahmen 

 
Die Gemeinde kann von den Vorschriften dieser Verordnung in begründeten Fällen 
Ausnahmen zulassen. Die Ausnahmegenehmigung ist schriftlich zu erteilen. Sie ist jederzeit 
den berechtigten Personen auf Verlangen zur Kontrolle auszuhändigen. 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig nach § 59 des Nds. SOG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
1. entgegen § 3 Abs. 1 Buchstabe a) Hydranten und Schachtdeckel verdeckt, Einläufe und 

Abdeckungen von Wasserleitungen und Kanälen in Straßen und Anlagen verstopft, 
verunreinigt oder unbefugt öffnet, 
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2. entgegen § 3 Abs. 1 Buchstabe b) amtliche Verkehrszeichen, Straßenschilder, 
Hinweisschilder, Fernmelde- und Löschanlagen, Hydrantenschilder, Feuermelder, 
Notrufanlagen der Polizei sowie sonstige Einrichtungen und Zeichen für öffentliche 
Zwecke verdeckt oder sonst in ihrer Sichtbarkeit beeinträchtigt, 

 
3. entgegen § 3 Abs. 2 Eiszapfen an Gebäudeteilen, Schneeüberhänge und auf Dächern 

liegende Schneemassen, die eine Gefahr für Personen oder Sachen bilden nicht 
entfernt, 

 
4. entgegen § 3 Abs. 3 Niederschlagswasser über offene Gehwege und Fahrbahnen 

ableitet, 
 
5. entgegen § 4 Abs. 1 offene Feuer anlegt oder unterhält, 
 
6. entgegen § 5 Eisflächen öffentlicher Gewässer betritt, ohne dass dieses durch die 

Gemeinde freigegeben wurde, 
 
7. entgegen § 6 Buchstabe a) auf Spielplätzen gefährliche Gegenstände oder Stoffe 

mitbringt, 
 
8. entgegen § 6 Buchstabe b) auf Spielplätzen alkoholische Getränke verzehrt oder raucht, 
 
9. entgegen § 6 Buchstabe c) auf Spielplätzen Tiere - ausgenommen Blindenhunde - 

mitnimmt oder laufen lässt, 
 
10. entgegen § 6 Buchstabe d) auf Spielplätzen mit Motorfahrzeugen oder Fahrrädern           

- ausgenommen hiervon sein Kinderfahrräder mit einer Radgröße bis einschließlich 
20 Zoll und Krankenfahrzeuge - fährt, 

 
11. entgegen § 7 Abs. 1 Buchstabe a) als Tierhalter oder Aufsichtsperson ihre Tiere 

außerhalb des befriedeten Eigentums und Besitzes unbeaufsichtigt herumlaufen lässt, 
 
12. entgegen § 7 Abs. 1 Buchstabe b) als Tierhalter oder Aufsichtsperson nicht verhindert, 

dass ihre Tiere Personen oder andere Tiere anspringt oder anfällt, 
 
13. entgegen § 7 Abs. 1 Buchstabe c) als Tierhalter oder Aufsichtsperson nicht verhindert, 

dass ihre Tiere öffentliche Verkehrsflächen oder Anlagen mit Kot verunreinigen oder 
beschädigen, 

 
14. entgegen § 8 Abs. 1 keine Hausnummern verwenden, die sich nicht deutlich vom 

Hintergrund abheben und nicht der Form, Art und Größe entsprechen, 
 
15. entgegen § 8 Abs. 2 die Hausnummer nicht deutlich sichtbar anbringt, 
 
16. entgegen § 8 Abs. 4 bei Änderung von Hausnummern nicht die neue Hausnummer 

entsprechend der Vorschriften des § 8 Abs. 1 - 3 entsprechend anbringt oder das alte 
Nummernschild nicht durchstreicht oder das alte Nummernschild nach Ablauf eines 
Jahres nicht entfernt.  

 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß § 59 Abs. 2 Nds. SOG mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 
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§ 11 
Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt spätestens 20 Jahre nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft, soweit sie 
nicht vorher durch eine andere Gefahrenabwehrordnung ersetzt wird. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie im 
Amtsblatt des Landkreises Gifhorn verkündet wurde. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung in der Samtgemeinde Wesendorf vom 26.06.2001 außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 25. April 2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 
Die am 18.01.2012 vom Rat der Samtgemeinde Wesendorf beschlossene 32. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist dem Landkreis Gifhorn zur Genehmigung vorgelegt worden. Der 
Landkreis Gifhorn hat mit Verfügung vom 26.04.2012, Az. 8/6121-02/90/32, die 
Genehmigung gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) erteilt. 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Änderung des Flächennutzungsplanes bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Erläuterungsbericht liegen während der Sprechstunden der 
Samtgemeindeverwaltung im Rathaus während der Sprechzeiten 
 
 Montag, Dienstag und Freitag von   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 
 
 Donnerstag    von   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
      von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 
zur Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ergeben sich aus anliegender Übersichtskarte.4 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften für die Rechtswirksamkeit des 
Flächennutzungsplanes nach dem BauGB nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Samtgemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung 
                                                
4 abgedruckt auf Seite 328 dieses Amtsblattes 
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mit § 13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften 
einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 
2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, 
dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung 
des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften 
verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzung sowie 

ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 
und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend 
von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht 
unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig 
ist; 

 
4. ein Beschluss der Samtgemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 

gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Samtgemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Der Flächennutzungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern 
auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) unbeachtlich ist, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften oder 
 
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2  
 
nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich 
gegenüber der Samtgemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Die 32. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Wesendorf, den 08.05.2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister  
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Satzung 
der Samtgemeinde Wesendorf über die Reinigung 
öffentlicher Straßen (Straßenreinigungssatzung) 

 
Aufgrund der §§ 10, 58, 98 Abs. 1 Nr. 6 des  Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zz. 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) 
vom 24.09.1980 (Nds. GVBl. S. 359) in der zz. gültigen Fassung hat der Rat der 
Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 25.04.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Übertragung der Reinigungspflicht, Reinigungspflichtige 

 
(1) Die Samtgemeinde ist gemäß § 52 Abs. 2 NStrG zur Reinigung der öffentlichen Straßen 

innerhalb der geschlossenen Ortslagen einschließlich der Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen verpflichtet. Geschlossene Ortslagen sind die Teile des 
Samtgemeindegebietes, die in geschlossener oder offener Bauweise 
zusammenhängend bebaut sind. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung 
ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände sowie einseitige Bebauung unterbrechen den 
Zusammenhang nicht. Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer Bundes-, Landes- oder 
Kreisstraße, der innerhalb der geschlossenen Ortslage liegt und auch zur unmittelbaren 
und mittelbaren Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmt ist. 

 
(2) Die Samtgemeinde überträgt gemäß § 52 Abs. 4 NStrG die ihr obliegende 

Reinigungspflicht nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 dieser Satzung auf die Anlieger (§ 3). 
Von der Übertragung werden die Grundstücke ausgenommen, deren Eigentümerin die 
Samtgemeinde ist oder an denen ein Nutzungsrecht im Sinne von § 3 Abs. 2 für sie 
bestellt ist. Soweit die Samtgemeinde reinigungspflichtig ist, obliegt ihr die Reinigung als 
öffentliche Aufgabe. 

 
(3) Die Pflicht zur Reinigung der Fahrbahnen wird auf die Anlieger nicht übertragen, soweit 

ihnen die Reinigung wegen der Verkehrsverhältnisse nicht zuzumuten ist. Ihnen verbleibt 
jedoch die Reinigung der Straßenflächen von ihrer Grundstücksgrenze bis einschließlich 
Gosse. Die von der Reinigungspflicht bis zur Straßenmitte ausgenommenen Straßen 
(Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) sind in einem Anhang zu 
dieser Satzung festgelegt. Der Anhang ist Bestandteil dieser Satzung.  

 
§ 2 

Gegenstand der Reinigungspflicht 
 
(1) Die den Anliegern übertragene Reinigungspflicht umfasst 
 

1. die Reinigung der Straßen im Sinne von § 1, insbesondere die Beseitigung von 
Schmutz, Kehricht, Laub, Schlamm, Abfällen, Unrat, Gras und Wildkräutern, 

 
2. den Winterdienst, insbesondere die Schnee- und Eisräumung sowie bei Glätte das 

Bestreuen der Gehwege und der Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel. 
 
(2) Straßen im Sinne dieser Satzung sind öffentliche Straßen, Wege und Plätze. Zur Straße 

gehören alle ihre Bestandteile und Nebenanlagen; das sind insbesondere der 
Straßenkörper (Fahrbahn), die Gosse (einschließlich Straßenabläufe) sowie – ohne 
Rücksicht auf die Befestigung – Gehwege, Radwege, Parkspuren und Grünstreifen. 
Parallel zu Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen verlaufende 
befahrbare Erschließungswege  sind ebenfalls Nebenanlagen im vorstehenden Sinne. 

 
§ 3 
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Begriff der Anlieger 
 
(1) Anlieger im Sinne dieser Satzung sind die Eigentümer bebauter und unbebauter 

Grundstücke, die an die zu reinigenden Straßen angrenzen. Angrenzende Grundstücke 
im Sinne dieser Bestimmung sind auch solche, die durch öffentliche Anlagen wie 
Gräben, Grünstreifen, Mauern, Böschungen, Erschließungswege oder in ähnlicher Weise 
von der Straße getrennt sind. 

 
(2) Den Eigentümern werden die Nießbraucher, Erbbauberechtigten, Wohnungsberechtigten 

(§ 1093 BGB) und Dauerwohnungs- bzw. Dauernutzungsberechtigten (§§ 31 ff. 
Wohnungseigentumsgesetz) gleichgestellt. Die Reinigungspflicht dieser Verpflichteten 
geht der der Eigentümer vor. Mehrere Reinigungspflichtige sind gesamtschuldnerisch 
verantwortlich.  

 
(3) Hat für den Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Samtgemeinde ein anderer die 

Ausführung der Reinigung übernommen, so ist dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich 
verpflichtet. Die Zustimmung der Samtgemeinde ist jederzeit widerruflich.  

 
§ 4 

Art und Umfang der Reinigungspflicht 
 
Die Art und der Umfang der Reinigungspflicht werden durch die Verordnung der 
Samtgemeinde Wesendorf über Art und Umfang der Straßenreinigung 
(Straßenreinigungsverordnung) geregelt. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie im Amtsblatt 

des Landkreises Gifhorn verkündet wurde. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Samtgemeinde Wesendorf über die Reinigung von 

Straßen vom 05.05.1998 außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 25. April 2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

Anhang 
zu § 1 Abs. 3 der Straßenreinigungssatzung 

der Samtgemeinde Wesendorf 
 
Ausnahmen von der Reinigungspflicht bis zur Straßenmitte bestehen für folgende 
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen im Samtgemeindegebiet: 
 
Bezeichnung der Straße Ortsdurchfahrt in den Ortsteilen 
 
Bundesstraße 4 Wagenhoff, Wesendorf, Groß Oesingen, 
 Mahrenholz 

Landesstraße 284  Ummern, Wesendorf 

Landesstraße 286 Wesendorf, Westerholz, Wahrenholz, 
 Schönewörde 

Kreisstraße 1 Groß Oesingen 
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Kreisstraße 3 Groß Oesingen, Zahrenholz 

Kreisstraße 4 Groß Oesingen, Teichgut, Weißen Berge, 
 Wahrenholz 

Kreisstraße 5 Wahrenholz, Betzhorn 

Kreisstraße 6 Schönewörde 

Kreisstraße 7 Wesendorf, Wagenhoff 

Kreisstraße 29 Wahrenholz, Weißes Moor 

Kreisstraße 31/1 Wahrenholz, Schönewörde 

Kreisstraße 32/1 Wagenhoff 

Kreisstraße 45/2 Ummern, Pollhöfen 

Kreisstraße 87 Groß Oesingen, Klein Oesingen 

Kreisstraße 103 Wahrenholz 
 
Wesendorf, den 25.04.2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

V E R O R D N U N G 
 

der Samtgemeinde Wesendorf über Art und Umfang 
der Straßenreinigung (Straßenreinigungsverordnung) 

 
Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG) vom 19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9) in der zz. gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalverwaltungsgesetzes 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zz. gültigen Fassung und § 52 Abs. 1 des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) vom 24.09.1980 (Nds. GVBl. S. 359) in der zz. 
gültigen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 
25.04.2012 für das Gebiet der Samtgemeinde Wesendorf folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Diese Verordnung gilt für die Straßenreinigung auf den öffentlichen Straßen innerhalb 

der geschlossenen Ortslagen einschließlich der Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen. Straßen in diesem Sinne sind auch Wege und Plätze. Zur 
Straße gehören alle ihre Bestandteile und Nebenanlagen; das sind insbesondere der 
Straßenkörper (Fahrbahn), die Gossen (einschl. Straßenabläufe) sowie - ohne 
Rücksicht auf ihre Befestigung - Gehwege, Radwege, Parkspuren und Grünstreifen. 
Parallel zu Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen verlaufende 
befahrbare Erschließungswege sind ebenfalls Nebenanlagen im vorstehenden Sinne. 

 
(2) Geschlossene Ortslagen sind die Teile des Samtgemeindegebietes, die in 

geschlossener oder offener Bauweise zusammenhängend bebaut sind. Einzelne 
unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände 
sowie einseitige Bebauung unterbrechen den Zusammenhang nicht. 

 
(3) Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer Bundes-, Landes- oder Kreisstraße, der innerhalb 

der geschlossenen Ortslage liegt und auch zur unmittelbaren oder mittelbaren 
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmt ist. 
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§ 2 

Art und Umfang der Reinigungspflicht 
 
(1) Art und Umfang der Reinigungspflicht - soweit sie durch Straßenreinigungssatzung der 

Samtgemeinde Wesendorf den Anliegern übertragen worden ist - richten sich nach den 
örtlichen Erfordernissen. 

 
(2) Die Reinigungspflicht in diesem Rahmen umfasst 
 

1. die Reinigung der Straßen im Sinne von § 1 Abs. 1, insbesondere die Beseitigung 
von Schmutz, Kehricht, Laub, Schlamm, Abfällen, Unrat, Gras und Wildkräutern 
(§ 3), 

 
2. den Winterdienst, insbesondere die Schnee- und Eisräumung sowie bei Glätte 

das Bestreuen der Gehwege und der Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel 
(§ 4). 

 
§ 3 

Reinigung der Straßen 
 
(1) Die Reinigung der Straßen ist nach Bedarf, mindestens jedoch einmal wöchentlich, 

spätestens am letzten Werktag vor Sonn- und Feiertagen bis 18.00 Uhr, vorzunehmen. 
 
(2) Die Reinigungspflicht erstreckt sich grundsätzlich von der Grundstücksgrenze bis zur 

Straßenmitte, bei Straßenkreuzungen bis zu deren Mittelpunkt. Ausgenommen hiervon 
sind die Grundstücke, die an die Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen im Samtgemeindegebiet angrenzen. Die betroffenen Ortsdurchfahrten 
sind in einem Anhang zu dieser Verordnung festgelegt. Der Anhang ist Bestandteil 
dieser Verordnung. Die Reinigungspflicht in diesen Fällen umfasst die Straßenflächen 
von der Grundstücksgrenze bis einschließlich Gosse. 

 
(3) Treten im Laufe des Tages besondere Verunreinigungen ein (z. B. durch Belieferung 

von Grundstücken mit Baustoffen, Brennstoffen und dergleichen, durch Bauarbeiten, 
Unfälle, Tiere, Ölspuren, abgefallene Gebäudeteile, Zweige oder Äste), so sind diese 
vom Verpflichteten ohne Aufforderung unverzüglich zu beseitigen. Trifft die 
Reinigungspflicht nach anderen Vorschriften des öffentlichen Rechts (z. B. § 17 NStrG, 
§ 32 StVZO) einen Dritten, so geht dessen Pflicht zur Reinigung vor. Die 
Samtgemeinde ist berechtigt, die Verunreinigung auf Kosten des Verursachers zu 
beseitigen. 

 
(4) Der Staubentwicklung bei den Reinigungsarbeiten ist durch ausreichende Befeuchtung 

oder durch sonstige geeignete Weise vorzubeugen, soweit es die Verkehrssicherheit 
erlaubt. Bei Frost ist das Besprengen mit Wasser verboten. 

 
(5) Bei der Reinigung dürfen Schmutz und sonstige Abfälle weder dem Nachbarn 

zugekehrt noch in die Gossen, Rinnsteine, Gräben, Straßenabläufe und 
Hydrantendeckel gefegt werden. 

 
§ 4 

Winterdienst 
 
(1) Bei Schneefall sind in der Zeit von 8.00 bis 20.00 Uhr die Gehwege mit einer 

geringeren Breite als 1,00 m ganz, die übrigen mindestens in einer Breite von 1,00 m 
vom Schnee freizuhalten. Ist ein ausgebauter Gehweg nicht vorhanden, so ist ein 
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Streifen in einer Breite von 1,00 m neben der Fahrbahn oder - wo ein Seitenraum nicht 
vorhanden ist - am äußersten Rand der Fahrbahn freizuhalten. 

 
(2) Bei Glätte sind in der Zeit von 8.00 bis 20.00 Uhr die Gehwege mit einer geringeren 

Breite als 1,00 m ganz, die übrigen mindestens in einer Breite von 1,00 m mit Sand 
oder anderen abstumpfenden Mitteln bestreut zu halten. Ist ein ausgebauter Gehweg 
nicht vorhanden, so ist ein Streifen in einer Breite von 1,00 m neben der Fahrbahn oder 
- wo ein Seitenraum nicht vorhanden ist - am äußersten Rand der Fahrbahn zu 
bestreuen. 

 
Als Streumittel dürfen ätzende Chemikalien, Streusalz, Hausabfälle und grobe Stoffe 
grundsätzlich nicht verwendet werden. Die Verwendung von Streusalz ist nur in 
begründeten klimatischen Ausnahmefällen statthaft, wie bei Eisregen sowie auf 
vereisten Treppen, Rampen, Brücken, Auf- und Abgängen oder an ähnlichen 
Gefahrenquellen. 

 
Nach der Schnee- und Eisschmelze sind die Streumittelrückstände unverzüglich zu 
entfernen und die Gehwege und Gossen zu reinigen. 

 
(3) Schnee und Eis sind auf den Gehwegen an der Fahrbahnseite oder bei nicht 

ausreichender Breite der Gehwege auch am Rand der Fahrbahn so zu lagern, dass 
der Verkehr und die Müllabfuhr nicht behindert werden. Schnee und Eis dürfen nicht 
dem Nachbarn zugekehrt werden. 

 
(4) Bei eintretendem Tauwetter sind die Gossen und Straßenabläufe schnee- und eisfrei 

zu halten, um den Abfluss des Schmelzwassers zu gewährleisten. 
 
(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten für Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel 

entsprechend, um einen gefahrlosen Zu- und Abgangsverkehr für Fußgänger zu 
gewährleisten. 

 
§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 3 und 4 dieser Verordnung sind Ordnungswidrigkeiten 
nach der Bußgeldvorschrift des § 59 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung können mit einer  Geldbuße bis zu 5.000,-- Euro geahndet werden 
(§ 59 Abs. 2 Nds. SOG). 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie im 

Amtsblatt des Landkreises Gifhorn verkündet wurde. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung der Samtgemeinde Wesendorf über Art und Umfang 

der Straßenreinigung vom 11.12.2001 außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 25.04.2012 
 
Penshorn  
Samtgemeindebürgermeister 
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Anhang 
 

zu § 3 Abs. 2 der Straßenreinigungsverordnung 
der Samtgemeinde Wesendorf 

 
Ausnahmen von der Reinigungspflicht bis zur Straßenmitte bestehen für folgende 
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen im Samtgemeindegebiet: 
 
Bezeichnung der Straße Ortsdurchfahrt in den Ortsteilen 
 
Bundesstraße 4 Wagenhoff, Wesendorf, 
 Groß Oesingen, Mahrenholz 
 
Landesstraße 284 Ummern, Wesendorf 
 
Landesstraße 286 Wesendorf, Westerholz, 
 Wahrenholz, Schönewörde 
 
Kreisstraße 1 Groß Oesingen 
 
Kreisstraße 3 Groß Oesingen, Zahrenholz 
 
Kreisstraße 4 Groß Oesingen, Teichgut, 
 Weißen Berge, Wahrenholz 
 
Kreisstraße 5 Wahrenholz, Betzhorn 
 
Kreisstraße 6 Schönewörde 
 
Kreisstraße 7 Wesendorf, Wagenhoff 
 
Kreisstraße 29 Wahrenholz, Weißes Moor 
 
Kreisstraße 31/1 Wahrenholz, Schönewörde 
 
Kreisstraße 32/1 Wagenhoff 
 
Kreisstraße 45/2 Ummern, Pollhöfen 
 
Kreisstraße 87 Groß Oesingen, Klein Oesingen 
 
Kreisstraße 103 Wahrenholz 
 
Wesendorf, den 25.04.2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

S A T Z U N G 
 

über die Unterbringung Obdachloser 
in der Samtgemeinde Wesendorf 

 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zz. gültigen Fassung hat der Rat der 
Samtgemeinde Wesendorf in seiner Sitzung am 25.04.2012 folgende Satzung beschlossen: 
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I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosenunterkünfte 

 
§ 1 

Rechtsform/Anwendungsbereich 
 
(1) Die Samtgemeinde betreibt die Obdachlosenunterkünfte als voneinander getrennte 

öffentliche Einrichtungen in Form unselbstständiger Anstalten des öffentlichen Rechts. 
 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von der 

Samtgemeinde bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. 
 
(3) Die Unterkünfte dienen der Aufnahme und in der Regel der vorübergehenden 

Unterbringung von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer 
außergewöhnlichen Wohnungsnotlage befinden und die erkennbar nicht fähig sind, 
sich selbst eine geordnete Unterkunft zu beschaffen oder eine Wohnung zu erhalten. 

 
(4) Die Samtgemeinde kann, sofern dafür ein dringendes Bedürfnis besteht, weitere 

Unterkünfte anmieten oder errichten und ggf. Unterkünfte schließen. Solange die 
Unterkünfte für den Satzungszweck genutzt werden, sind sie Teil der öffentlichen 
Einrichtung. Während dieser Zeit ist diese Satzung anzuwenden. 

 
II. Bestimmungen über die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte 

 
§ 2 

Benutzungsverhältnis 
 
Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Rechtsanspruch auf die 
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Räumen bestimmter 
Art und Größe besteht nicht. 
 

§ 3 
Beginn und Ende der Nutzung 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Benutzer die 

Unterkunft bezieht. Die Benutzer dürfen nur die ihnen von der Samtgemeinde 
zugewiesenen Unterkünfte beziehen und bewohnen. 

 
(2) Das Recht, eine Unterkunft oder einzelne Räume davon zu benutzen, wird durch 

schriftliche Verfügung begründet. Im Ausnahmefall kann bei unmittelbar 
bevorstehender oder bereits eingetretener Obdachlosigkeit die Verfügung zunächst 
mündlich erteilt werden. Sie ist unverzüglich schriftlich nachzuholen. 

 
(3) Die Samtgemeinde kann jederzeit dem Benutzer eine andere Unterkunft zuweisen. Ein 

Rechtsanspruch auf eine bestimmte Unterkunft oder einen bestimmten 
Unterkunftsstandard besteht nicht. 

 
(4) Die Benutzer der Unterkünfte sind verpflichtet, ihre Räume bzw. Wohnungen zu 

verlassen, wenn ihnen die Samtgemeinde eine angemessene Wohnung nachweist. 
Angemessen ist eine Wohnung, die nach Größe, Ausstattung und Miete im Einzelfall 
zumutbar ist.  

 
(5) Die Beendigung des Benutzungsverhältnisses erfolgt durch schriftliche Verfügung der 

Samtgemeinde. Soweit die Benutzung der Unterkunft über den in der Verfügung 
angegebenen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhältnis mit 
der Räumung der Wohnung. Ferner endet das Benutzungsverhältnis, wenn die 
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Bewohner ausziehen oder wenn die Unterkunft länger als einen Monat nicht genutzt 
wird. 

 
§ 4 

Benutzung der überlassenen Räume 
 
(1) Der Benutzer hat bei Auszug aus der Unterkunft alle eingebrachten Gegenstände zu 

entfernen. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, kann die Samtgemeinde die Unterkunft 
auf seine Kosten räumen und Gegenstände von Wert verwahren. 

 
(2) Die Samtgemeinde haftet nicht für den Zustand, die Verschlechterung, den 

vollständigen oder teilweisen Untergang oder Verlust solcher Gegenstände. 
 
(3) Die entstehenden Kosten werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
 

§ 5 
Hausrecht 

 
(1) Für den Aufenthalt in den Unterkünften gilt die jeweilige Benutzungsordnung. Ein 

Hausrecht des Vermieters bei angemieteten Unterkünften bleibt von dieser Regelung 
unberührt. Die Benutzungsordnung ist auch für die Besucher bindend. 

 
(2) Die mit der Verwaltung der Unterkünfte beauftragten Personen sind berechtigt, die 

Räume in den Unterkünften jederzeit zu betreten - in der Zeit von 22.00 Uhr bis 8.00 
Uhr nur in begründeten Fällen. 

 
§ 6 

Gebühren 
 
Für die Benutzung der Unterkünfte wird eine Gebühr erhoben. Die Höhe ergibt sich aus der 
jeweils geltenden Gebührensatzung für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte in der 
Samtgemeinde Wesendorf. 
 

§ 7 
Haftung und Haftungsausschluss 

 
(1) Die Benutzer haften für alle Schäden, die in den ihnen überlassenen Räumen und in 

den gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch Eigenhandlung oder 
Unterlassung oder durch Handlung oder Unterlassung der in ihrer Gemeinschaft 
lebenden Personen oder durch Gäste schuldhaft verursacht werden. 

 
(2) Die Haftung Dritter wird davon nicht berührt. Die Kosten zur Beseitigung von Schäden, 

für die der Benutzer haftet, werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 
(3) Für Personen und Sachschäden, die den Bewohnern der Unterkünfte durch Dritte 

zugefügt werden, haftet die Samtgemeinde nicht. 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung handelt, wer  
 

- entgegen den Bestimmungen des § 3 dieser Satzung die Unterkunft oder einzelne 
Räume der Unterkunft ohne Zuweisungsverfügung bezieht und sie nach 
Aufforderung nicht verlässt, 
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- der Räumungspflicht gem. § 4 nicht nachkommt, 
 
- die Benutzungsordnung und die Weisungen der Verwalter gem. § 5 - auch als 

Besucher - nicht beachtet. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,-- Euro geahndet 

werden. 
 

§ 9 
Zwang 

 
Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie 
verstoßen wird, finden die Vorschriften über die Zwangsmittel des Niedersächsischen 
Gesetzes über die  öffentliche Sicherheit und Ordnung in der zz. gültigen Fassung 
Anwendung. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 14. Tage nach Ablauf  des Tages in Kraft, an dem sie im 

Amtsblatt  des Landkreises Gifhorn verkündet wurde. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Unterbringung Obdachloser in der Samtgemeinde 

Wesendorf vom 01.01.2002 außer Kraft. 
 
Wesendorf, den 25.04.2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
 

Satzung 
 

über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Obdach- 
losenunterkünfte in der Samtgemeinde Wesendorf 

 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zz. gültigen Fassung und der §§ 1, 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. 
GVBl. S. 41) in der zz. geltenden Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Wesendorf in der 
Sitzung am 25.04.2012 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht und Gebührenschuldner 

 
(1) Für die Benutzung der Unterkünfte gem. § 1 der Satzung über die Unterbringung 

Obdachloser in der Samtgemeinde Wesendorf erhebt die Samtgemeinde Gebühren 
nach dieser Satzung. 

 
(2) Gebührenschuldner sind diejenigen Personen, die in den Unterkünften untergebracht 

sind. Personen, die eine Unterkunft gemeinsam benutzen, sind Gesamtschuldner. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 

 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühren ist die Nutzfläche der 

zugewiesenen Unterkunft. Nutzfläche ist die Wohnfläche zuzüglich des 
entsprechenden Flächenanteils an Nebenflächen (z. B. Flurbereiche). 
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(2) Die Benutzungsgebühr beträgt je qm Nutzfläche monatlich 3,14 €. 
 
(3) Bei der Errechnung der Benutzungsgebühr nach Kalendertagen wird für jeden Tag der 

Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt. 
 

§ 3 
Nebenkosten 

 
Nebenkosten für Stromversorgung, Wasser- und Abwasserversorgung, Abfallbeseitigung, 
Heizkosten und Gebäudeversicherungsbeiträgen sind monatlich pauschal neben der 
Benutzungsgebühr zu entrichten, 
 
Die Pauschalentschädigung für die Nebenkosten beträgt monatlich 2,60 € je qm Nutzfläche. 
 

§ 4 
Entstehung der Gebührenschuld 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Unterkunft und endet mit Tag der 

Räumung. 
 
(2) Die Gebührenschuld für einen Kalendermonat entsteht mit dem Beginn des 

Kalendermonats. Beginnt die Gebührenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so 
entsteht die Gebührenpflicht für den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn der 
Gebührenpflicht. 

 
§ 5 

Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühren sind monatlich im Voraus, spätestens am 3. eines jeden Monats, an die 

Samtgemeindekasse zu zahlen. Bei Neuweisung ist die Gebühr für den laufenden 
Monat innerhalb von 3 Tagen nach Bezug der Unterkunft fällig. 

 
(2) Eine vorübergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht von 

der Verpflichtung, die volle Gebühr zu entrichten. 
 
(3) Die Gebühren werden auf volle Euro-Beträge aufgerundet. 
 
(4) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie im 

Amtsblatt des Landkreises Gifhorn verkündet wurde. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 

Obdachlosenunterkünfte in der Samtgemeinde Wesendorf vom 11.12.2001 sowie  
deren erste Änderung vom 21.03.2005 außer Kraft. 

 
Wesendorf, den 25.04.2012 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 
Der Rat der Gemeinde Groß Oesingen hat am 09.11.2011 den Bebauungsplan 
„Biogasanlage Zahrenholz“, gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung 
beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus Wesendorf, Bauamt, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, 
sowie im Gemeindebüro Groß Oesingen, Am Fuhrenkamp 1, 29393 Groß Oesingen, zur 
Einsicht aus.  
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.5 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften für die Rechtswirksamkeit des 
Flächennutzungsplanes nach dem BauGB nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung 
mit § 13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften 
einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a 
Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe 
darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 
Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 

3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung oder die Satzung oder ihr 
Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 

                                                
5 abgedruckt auf Seite 329 dieses Amtsblattes 
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Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung und die 
Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 4 
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Groß Oesingen, 10.05.2012 
 
Schulze  
Bürgermeister 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Der Rat der Gemeinde Ummern hat am 31.01.2012 den Bebauungsplan „Fischzucht“, 
gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
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Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Rathaus Wesendorf, Bauamt, Zimmer-Nr. 1.04, Alte Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, 
sowie im Gemeindebüro Ummern, Dorfstraße 21, 29369 Ummern, zur Einsicht aus.  
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.6 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften für die Rechtswirksamkeit des 
Flächennutzungsplanes nach dem BauGB nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung 
mit § 13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften 
einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a 
Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe 
darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 
Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 

3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung oder die Satzung oder ihr 
Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 

                                                
6 abgedruckt auf Seite 330 dieses Amtsblattes 
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1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 
2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung und die 
Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des 
Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 4 
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ummern, 10.05.2012 
 
Wagener  
Bürgermeister 
 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 
 
- - - 
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
- - - 
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Übersichtsplan   M 1: 5.000

Gemeinde  Leiferde

Geltungsbereich der Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB

Fax: 05371/18805

Dipl.-Ing.
Waldemar Goltz

Brahmsstraße 51
38518 Gifhorn

Tel.: 05371/18806

E-Mail: w.goltz@argoplan.de
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	Ruht das Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt.
	§ 12
	Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form
	Funktionsbezeichnungen, die in dieser Satzung in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen und männlichen Sprachform verwendet.
	§ 13
	Inkrafttreten
	Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.01.2002, zuletzt geändert am 10.12.2009, außer Kraft.
	Isenbüttel, den 19.04.2012
	Metzlaff     (L. S.)
	Samtgemeindebürgermeister
	2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 3 und Nr. 6 BauGB)
	3. Vermeidung
	Entschädigung





